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Tatbestands

Am 15- Januar 1938 schlossen die klagenden Ehe­
leute und die Hutter der Zweitklägerin, die Witwe

in deren Hechte ihre Tochter später eingetreten 
ist,“‘als Verpächter mit der Zweitbeklagten als Päch­
terin einen schriftlichen Vertrag. Darin verpflich­
teten sich die Verpächter, ein bestimmtes Grundstück 
in zu erv'erben und darauf ein Lichtspiel­
theater zu errichten, das von der Zweitbeklagten pacht­
weise betrieben werden sollte. Das Pachtverhältnis 
sollte 10 Jahre lang dauern, beginnend mit dem Zeit­
punkt, an dem die Verpächter der Pächterin das Theater 
schlüsselfertig zur Verfügung stellen würden; doch 
wurde der Päcliterin eine Option eingeräumt, durch bin­
nen Jahresfrist vor Pachtablauf abzugebende Erklärung 
den Vertrag um weitere 5 Jahre zu verlängern. Alsvv 
°achtzins wurden 12 f» der Einnahmen aus Eintrittskar­
ten nach Abzug der lustbarkeitssteuer vereinbart; ei­
ne Hindestpacht von 36.000 RM jährlich wurde garan­
tiert. Das Theater wurde von den Verpächtern errichtet 
und am 22. Dezember 1938 schlüsselfertig zur Verfügung 
gestellt; die Pächterin betrieb es unter dem Namen 

(-Lichtspiele”.

Die Filmgesellschaften des Deutschen Reiches waren 
in der Erstbeklagten ( U ^  GmbH) als Dachgesellschaft 
zusammengefaßt. Zu den Tochtergesellschaften der Erst­
beklagten gehörte auch die Zweitbeklagte. Nach Angabe
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der Beklagten waren beide durch einen Organvertrag 
verbunden, der der Erstbeklagten als Dachgesellschaft 
die Befugnis gab, die Hechte und Interessen der Zv/eit- 
beklagten wahr zunehmen. Nach dem Zusammenbruch kam 
das gesamte Vermögen der Erst- und Zweitbeklagten zu­
nächst nach dem Gesetz.Nr 52 der Militärregierung un­
ter militärische Verwaltung; dabei wurden für die ein­
zelnen Besatzungszonen jeweils getrennte Verwaltungen 
eingerichtet. Für den Bereich der Britischen Besatzungs- 

' zone, um den es sich hier handelt, wurde am 28. Novem­
ber 1946 ein Dr. zum Generalcustodian für die
Erstbeklagte und zugleich für ihre Tochtergesellschaf­
ten, darunter die Zweitbeklagte, bestellt. Das am 7. 
September 1949 in Kraft getretene Gesetz Nr 24 der 
Britischen Militärregierung setzte an die Stelle der 
Verwaltung nach dem Kilitärregierungsgesetz Nr 52 ei­
nen Liquidationsausschuß; dieser war eine juristische 
Person, in Art 1 dieses Gesetzes wurde das gesamte 
Lichtspielvermögen des Reiches diesem Ausschuß als 
Treuhänder übertragen.

Die Kläger sind der Ansicht» das Pachtverhältnis 
sei beendet, und haben gegen die Erst- und Zweitbeklag­
te und den zunächst mitbeklagten Liquidationsausschuß 
Klage auf Feststellung der Beendigung des Pachtverhält­
nisses und auf Herausgabe und Räumung des Lichtspiel­
theaters erhoben. Sie machen in erster Linie geltend, 
sie hätten den Vertrag nur im Hinblick auf die überra-
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gende Stellung abgeschlossen, die die Zweitbeklagte 
in der Zeit vor den Kriege in der deutschen Filnwirt- 
schaft eingenommen habe. Die Folgen des Zusammenbruchs, 
der Verlust eines großen Teils des Vermögens und die 
Zerreißung der Reotbcotände nach Besatzungszonen, 
schließlich die Dezentralisierungsmaßnahmen der Be­
satzungsnächte hätten diese Geschäftsgrundlage zer­
stört; spätestens nit Inkrafttreten des Gesetzes Nr •
24 sei dieser Erfolg eingetreten. Die Fortsetzung des 
VertragsVerhältnisses könne den Klägern nicht zugemu­
tet werden. - Das Gesetz Kr 24 habe das Vermögen der 
Zweitbeklagten der. Liquidationsausschuß übertragen.
Kach den Pachtvertrag seien jedoch die Rechte der Päch-. 
terin nicht übertragbar. Da sie weder auf den Liquida­
tionsausschuß hätten übergehen können, noch bei der 
Zweitbeklagten verblieben seien, seien sie erloschen, - 
weiter berufen sich die Kläger auf ein Recht zum Rück­
tritt oder zur Kündigung aus wichtigem Grunde, da die 
Zweitbeklagte geduldet habe, daß die Erstbeklagte 
nach den Zusammenbruch unter Vortäuschung eines Be­
sitzrechts sich eigenmächtig in den Besitz des Licht­
spieltheaters gesetzt habe ( § 553 BGB ), und auf Ab­
lauf der vereinbarten Fachtzeit; die von allen drei 
Beklagten je getrennt abgegebenen Erklärungen, das 
Optionsrecht ausliben zu wollen, seien wirkungslos.

Die Beklagten haben um Klagabweisung gebeten.
Die Feststellungsanträge der Kläger halten sie für un<
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zulässig. Es könne zugegeben werden, daß die besondere 
Stellung der Zweitbeklagten zur Zeit des Vertrags­
schlusses Geschäftsgrundlage geworden und diese Ge­
schäft sgrundlage erschüttert oder weggefallen sei. Den 
Klägern seien aber besondere Nachteile daraus nicht er­
wachsen, und es müsse ihnen zugemutet werden, am Pacht­
vertrag festzuhalten. Gegenüber der Berufung auf Frist- 
ablauf verweisen die Beklagten auf die Bestimmungen 
des Uieterschutzgesetzes; auch seien die Optionsrechte 
ordnungsgemäß ausgeübt worden, zwei längere Unterbre­
chungen des Betriebes infolge von Bombenschäden könn­
ten nicht in die Vertragsdauer eingerechnet werden. - 
Die Erstbeklagte habe den Besitz nie erlangt und sei 
daher nicht passiv legitimiert.

Das Landgericht wies die Klage ab. Uäbrend des Be­
rufungsverfahrens wurde das Gesetz Nr 24 der Briti­
schen Militärregierung durch das Gesetz Nr 32 der 
Alliierten Hohen Kommission ersetzt. Damit trat anstel­
le des Liquidationsausschusses ein durch das letzter­
wähnte Gesetz geschaffener Dezentralisierungsausschuß, 
ebenfalls eine juristische Person mit ähnlichen Aufga­
ben wie der Liquidationsausschuß; er ist anstelle des 
Liquidationsausschusses als Drittbeklagter in das Ver­
fahren eingetreten.

Die Berufung der Kläger blieb erfolglos. Kit der 
Revision verfolgen sie ihre Ansprüche weiter, und zwar

Im . . .



-  6 -

beantragen sie, hinsichtlich der Erstbeklagten unter 
Abänderung des Berufungsurteils die Hauptsache für 
erledigt zu erklären, hinsichtlich der beiden andern 
Beklagten Verurteilung zur Räumung und Herausgabe, ge­
genüber der Zweitbeklagten schließlich Feststellung, 
daß ein Pachtverhältnis seit dem 1. Januar 1948 - 
hilfsweise: seit einen vom Gericht festzusetzenden 
späteren Zeitpunkt - nicht mehr bestehe.

Die Beklagten bitten um Zurückweisung des Rechts­
mittels.

Entscheidungsgründe:

I. Anträge gegenüber der Erstbeklagten.

Gegen die Erstbeklagte hatten die Kläger in der • 
Schlußverhandlung vor dem Berufungsgericht Verurtei­
lung zur Räumung und Herausgabe des Lichtspieltheaters 
beantragt. Diesen auf Eigentum gestützten Anspruch hat 
das Berufungsgericht nicht für begründet gehalten, da 
die Erstbeklagte nicht Besitzerin sei und daher auf 
Herausgabe und Räumung nicht in Anspruch genommen wer­
den könne.

Ihren Antrag, die Hauptsache für erledigt zu er­
klären und die Erstbeklagte zur Tragung eines angemes­
senen Teiles der Kosten zu verurteilen, begründet die
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Revision wie folgt: Die Erstbeklagte sei bei Klager- ,
hebung und auch späterhin im Besitz, gewesen. Dieses ■
Besitzes sei sie erst dadurch entkleidet worden, daß tArt 16 des Gesetzes Kr 32 der Alliierten Hohen Kommis­
sion alle der Erstbeklagten zustehenden Rechte auf den *
Drittbeklagten übertragen habe. Damit habe sich die 
Klage gegenüber der Erstbeklagten in der Hauptsache *
erledigt.

Dieser Revisionsangriff ist nicht schlüssig. Die 
Revision übersieht, daß die Kläger der voiv ihnen ange­
nommenen Erledigung der Hauptsache in ihren Anträgen 
nicht Rechnung getragen haben. Das Gesetz Nr 32 ist 
in Nr 28 des Amtsblattes der Alliierten Hohen Kommis­
sion vom 1. August 1950 bekanntgemacht worden? nach 
Art- 6 des Ges’etses Nr 1 der Alliierten Hohen Kommis- I
sion ist es mit Ablauf des fünften Tages nach dem Ta- 1
ge der Veröffentlichung, also mit Ablauf des 6. August 
1950, in Kraft getreten. In diesem Zeitpunkt ist nach i
dem eigenen Vorbringen der Revision die Erledigung !1
der Hauptsache eingetreten. Die Schlußverhandlung vor 
dem Berufungsgericht fand am 27. Oktober 1950 statt? 
in dieser Verhandlung hielten die Kläger an ihrem An­
trag auf Räumung und Herausgabe auch gegen die Erst­
beklagte fest. Dieser Antrag war auch nach dem von 
der Revision eingenommenen Standpunkt unbegründet? \
das Berufungsgericht hat ihn daher mit Recht abgewie­
sen. Ein Rechtsverstoß liegt nicht vor. Die Revision

r«
v
1

l'
4 I
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ist insoweit unbegründet.

II. Anträge gegenüber den Zweit- und Drittbeklagten.

1. Durch den Vertrag vom 15 • Januar 1938 verpflich­
teten sich die Kläger, das von ihnen zu errichtende 
Lichtspieltheater der Zweitbeklagten auf Zeit zu Ge­
brauch und Nutzung gegen Entgelt zu überlassen? es 
wurde also ein Pachtverhältnis begründet. Als Zweck 
desselben bezeichnet Ziff V des Vertrages den Betrieb 
eines Lichtspieltheaters oder die Veranstaltung ande­
rer öffentlicher Vorführungen durch die Zweitbeklagte. 
Gegenstand der Pacht ist demnach ein zur Pruchtziehung 
durch gewerbliche Nutzung geeigneter Raum, nicht ein 
bereits in Betrieb befindliches Unternehmen. Auf eine 
derartige Raumpacht finden die Bestimmungen des Mie­
ter Schutzgesetzes entsprechende Anwendung (§36 MSchG 
in der Passung der Bekanntmachung vom 15* Dezember 
1942, RGBl I, 712). Dies wird auch von den Parteien 
nicht in Zweifel gezogen.

2. Der Pachtvertrag vom 15* Januar 1938 sah eine 
Pachtdauer von 10 Jahren vor. Diese begann unstreitig 
am 22. Dezember 1938, dem Zeitpunkt der schlüsselfer­
tigen Überlassung des Baus an die Zweitbeklagte. Dar­
über, wann.diese Prist endete, streiten die Parteien. 
Die Revision rügt, daß das Berufungsurteil sich nicht 
darüber ausgelassen habe, ob dieser Zeitraum bereits

* c
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abgelaufen sei. Dieser Angriff ist nicht begründet. 
Nach § 1 Abs 2 MSchG wird ein Kietverhältnis, das für 
eine bestimmte Zeit eingegangen ist, nach Ablauf der 
Mietzeit fortgesetzt, wenn nicht eine der Parteien in 
der dort vorgesehenen Weise und Prist sich auf die Be­
endigung berufen hat. Diese Bestimmung gilt nach § 36 
MSchG entsprechend für Pachtverhältnisse über Räume. 
Seitens der Verpächter konnte die Berufung auf den Ab­
lauf der Pachtzeit nur durch Klage nach § 1 Abs 1 
MSchG und nur aus den in den § § 2 - 4  dieses Gesetzes 
aufgeführten Gründen geschehen. Eine solche Klage ist 
nicht erhoben worden, infolgedessen wurde das Pacht­
verhältnis nach dem Ablauf der vertraglichen Pacht­
zeit kraft Gesetzes fortgesetzt (§1 Abs 2 MSchG). Das 
Berufungsgericht konnte eine Feststellung, daß das 
Pachtverhältnis wegen Zeitablaufs beendet sei, nicht 
treffen.

Die Revision macht geltend, die Kläger hätten in 
ihrem Schriftsatz vom 20. Januar 1950 (Bl 72) den An- . 
trag, festzustellen, daß das Pachtverhältnis am 22. De­
zember 1948 abgelaufen sei, auch auf das Mieterschutz­
gesetz gestützt. Darin liege eine Berufung auf die Be­
endigung des Pachtverhältnisses, die den Vorschriften 
des § 1 Abs 2 Satz 2 MSchG genüge. Diese Ausführungen 
gehen fehl. In dem fraglichen Schriftsatz haben die 
Kläger lediglich darauf hingewiesen, daß die Beklagten 
den Schutz des Mieterschutzgesetzes in Anspruch genom-
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men hätten, und das Interesse an der beantragten Fest­
stellung durch diesen Hinweis begründet. Dagegen ist 
nicht erkennbar, daß der Peststellungsantrag se3.bst 
mit den Aufhebungsgründen des Kieterschutzgesetzes in 
Verbindung gebracht worden wäre. Ein Feststellungsan­
trag könnte auch nicht als Berufung auf den Ablauf der 
Pachtzeit nach § 1 Abs 1, 2 MSchG aufgefaßt werden, da 
diese Berufung durch Rechtsgestaltungsklage geschehen 
muß. Es kann daher dahinstehen, ob im gegenwärtigen 
Verfahren trotz der ausschließlichen Zuständigkeit des 
Amtsgerichts für Mietaufhebungsklagen ( § 7  MSchG) ein 
Antrag auf rechtsgestaltende Aufhebung des Pachtver­
hältnisses durch KlageVerbindung hätte eingeführt wer­
den können, wie die Revision aus dem Grundsatz der Pro- 

% zeßökonomie zu begründen versucht hat.

3* Die Revision gibt zu, daß die von den Klägern 
in der Berufungsinstanz gestellten Anträge eine Ent­
scheidung des Berufungsgerichts darüber, wann die ver­
einbarte Pachtzeit ablief, nicht unbedingt erforderten. 
Die Revision macht geltend, den Klägern sei es ent­
scheidend darauf angekommen, diese Frage zu klären. 
Zweifel hätten einmal darüber bestanden, ob die zwei­
malige Unterbrechung des Theaterbetriebes Infolge von 
Fliegerschäden mit einer Gesamtdauer von Über zwei Jah­
ren in die vereinbarte Pachtdauer eingerechnet werden 
müsse oder nicht; weiter sei zweifelhaft, ob die Aus­
übung des Optionsrechts seitens der Beklagten wirksam

2*



-  11 -

erfolgt sei und zu einer Verlängerung der P^chtdauer 
über den im Vertrage vorgesehenen Endzeitpunkt hinaus 
geführt habe. Das Berufungsgericht hätte, so meint#die 
Revision, auf Grund der ihm obliegenden Pflicht zur 
Prozeßleitung darauf hinwirken müssen, daß Anträge ge­
stellt wurden, die zu einer Entscheidung dieser Prägen 
Anlaß gaben.

Diese Rüge ist unbegründet. Die Kläger waren an­
waltlich vertreten und daher selbst in der Lage, sach­
gemäße Anträge zu stellen. Es kam ihnen vor allem dar­
auf an, die Räumung und Herausgabe der Palast-Lichtspie­
le zu erreichen? diesem Zweck entsprachen die gestell­
ten Anträge. Gegenüber den Bestimmungen des Mieter- 
schutzgesetzes konnte die Frage, ob das Pachtverhält­
nis ohne Berücksichtigung dieser Bestimmungen bereits 
abgelaufen wäre oder wann es ohne Berücksichtigung die­
ser Bestimmungen ablaufen würde, nur theoretische Be­
deutung haben. Einem Feststellungsantrag in dieser 
Richtung hätte das Feststelluhgsinteresse gefehlt, und 
das Berufungsgericht hatte schon aus diesem Grunde kei­
nen. Anlaß, einen solchen Antrag anzuregeh. Auch ein An­
trag, festzustellen, daß mit Eintritt eines bestimmten 
Zeitpunktes oder schon jetzt die Kläger durch die ver­
traglichen Bestimmungen über die Dauer des Pachtver­
hältnisses an einer Kietaufhebungsklage nicht mehr ge­
hindert seien, würde keine praktische Bedeutung gehabt- 
haben, solange nicht ein Grund zur Aufhebung des Pacht-



Verhältnisses nach den § § 2 - 4  MSchG wenigstens be­
hauptet werden konnte. Eine solche Behauptung haben 
die Kläger nicht aufgestellt} ihrem Vortrag ist auch 
ein solcher Grund nicht ohne weiteres zu entnehmen.

4- Die Kläger haben geltend gemacht, die Zweitbe­
klagte habe sich durch schlüssiges Verhalten vom Ver-  ̂
trage losgesagt. Ein solches Verhalten wollen die Klä­
ger darin sehen, daß die Zweitbeklagte nach dem Zusam­
menbruch sich nicht mehr um das Pachtverhältnis geküm­
mert, vielmehr geduldet habe, daß Angehörige der Ufa 
ohne jede Berechtigung durch Vorspiegelung einer sol­
chen sich in den Besitz des Lichtspieltheaters gesetzt, 
die Rechte aus dem Pachtvertrags in Anspruch genommen 
und seit dem 8. Januar 1946 das Theater betrieben hät­
ten. Das Berufungsgericht stellt hierzu fest: Mangels 
näheren Vorbringens der Kläger sei kein hinreichender 
Anhaltspunkt dafür gegeben, daß die Zweitbeklagte von 
einem solchen Verhalten Unbefugter - oder, wie die 
Kläger zunächst vorgetragen hätten, der Erstbeklagten - 
Kenntnis gehabt oder erlangt hätte; diese Vorgänge 
könnten daher nicht dahin gewürdigt werden, daß die 
Zweitbeklagte sich vom Vertrag hätte lossagen wollen. 
Die Revision greift diese Feststellung nicht an; Bie 
ist für das Revisionsverfahren bindend und rechtfertigt 
den von dem Berufungsgericht gezogenen Schluß.

9. Die Kläger hatten vorgetragen: Durch das Gesetz 
Nr 24 der Britischen Militärregierung und erneut durch
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das Gesetz Nr 32 der Alliierten Hohen Kommission sei 
alles Vermögen der Zweitbeklagten auf den Drittbeklag- 
ten übertragen worden. Ziff ZVI des Pachtvertrages un­
tersage der Pächterin jede Abtretung der Hechte und 
Pflichten aus dem Pachtverträge ohne Zustimmung der 
Verpächter. Darin liege ein vertragliches Abtretungs­
verbot, dieses stehe auch einem Forderungsttbergang 
kraft Gesetzes entgegen (§ 412 BGB). Die Rechte aus dem 
Pachtvertrag könnten daher nicht auf den Drittbeklagten 
übergegangen sein. Andererseits könnten sie auch nicht 
bei der Zweitbeklagten verblieben sein, da diese nach 
dem Willen des Gesetzgebers ihres gesamten Vermögens 
habe entkleidet werden sollen« Infolgedessen sei das 
Pachtverhältnis erloschen.

Das Berufungsurteil ist dem nicht gefolgt. Es ver­
tritt die Ansicht, Art 2 des Gesetzes Nr 32 übertrage 
auf den Drittbeklagten nur das Filmvermögen des Reiches 
selbst, also nicht die einzelnen Vermögensstücke* der 
vormals reichseigenen oder vom Reich kontrollierten Ge­
sellschaften, sondern nur die Aktien oder sonstigen An­
teile an diesen Gesellschaften, die früher dem Reich 
gehört hätten. Das Vermögen der einzelnen Gesellschaf­
ten sei nur mittelbar auf den Drittbeklagten übergegan­
gen. Hilfsweise erwägt das Berufungsgerichts Wollo‘man 
selbst davon ausgehen, daß die einzelnen Vermögensge­
genstände der in Betracht kommenden Gesellschaften un­
mittelbar auf den Drittbeklagten übergegangen seien, so
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sei dies doch höchstens fiduziarisch geschehen} Art 1 
des Gesetzes Hr 24 sage dies ausdrücklich, das Gesetz 
Nr 32 sei nicht anders zu verstehen. Unter beiden Ge­
sichtspunkten sei die Zweitbeklagte nicht vermögenslos 
geworden und seien ihre Rechte und Pflichten als Päch­
terin nicht erloschen.

Es bedarf keiner Entscheidung darüber, welche die­
ser Ansichten richtig ist oder ob der Drittbeklagte als 
Partei kraft Amtes an die Stelle der Zweitbeklagten ge­
treten ist, wie die Revision meint.

Den Klägern ist zuzugeben, daß Ziff XVI des Pacht­
vertrages ein vertragliches Abtretungsverbot enthält 
und ein solches Abtretungsverbot auch einem Porderungs- 
übergang kraft Gesetzes entgegensteht (§ 412 verbunden 
mit § 399 BGB). Art 20 des Gesetzes Nr 32 spricht al­
lerdings aus, daß die Bestimmungen dieses Gesetzes wi­
dersprechendem deutschem Recht vorgehen; sollten die 
Bestimmungen des Gesetzes Nr 24 oder das Gesetz Nr 32 
dahin auszulegen seih, daß das Vermögen der Zweitbe­
klagten ohne Rücksicht auf ein solches Abtretungsverbot 
auf den Drittbelclagten übergehe, so würde § 412 BGB 
diese Übertragung nicht ausschließen können. In die­
sem Palle würden jedoch die Rechte und Pflichten äus dem 
Pachtverträge nicht erlöschen. Aber auch wenn man der 
Revision darin folgt, daß § 412 im vorliegenden Palle 
nicht durchbrochen werden sollte, daß also die Rechte
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aus dem Pachtvertrag nicht auf den Drittbeklagten 
übergegangen sind, so würde das doch nur zur Polge 
haben, daß diese Rechte bei der Zweitbeklagten verblie­
ben sind. Ein Erlöschen könnte nur dann in Betracht 
kommen, wenn die Zweitbeklagte als selbständige Rechts­
persönlichkeit untergegangen wäre, sei es durch Auflö­
sung, sei es durch Obergang auf eine andere juristi­
sche Person im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (vgl RGZ 
163, H 3  /T47 f/). Daß die Zweitbeklagte erloschen sei, 
ist von den Klägern nicht ernstlich behauptet worden. 
Die von ihnen angezogene Übertragung des Gesamtvermö­
gens der Zweitbeklagten auf den Drittbeklagten würde 
einem Erlöschen der Zweitbeklagten noch nicht gleichge­
setzt werden können. Im übrigen gehen sowohl das Gesetz 
Nr 24 wie das Gesetz Nr 32 offensichtlich davon aus. 
daß die von ihnen getroffenen Unternehmen nicht erlo­
schen sind, sondern zumindest vorläufig weiterbestehen. 
Einmal fehlt es in beiden Gesetzen an einer Bestimmung 
über das Schicksal der Verbindlichkeiten dieser Unter­
nehmen. Art 7 des Gesetzes Nr 24 bestimmt, daß das zu 
veräußernde Lichtspielvermögen frei von allen dingli­
chen Belastungen und Schulden auf den Erwerber überge­
he, soweit nicht die zuständigen Besatzungsbehörden 
Abweichendes bestimmten, jedoch werden ergänzende Be­
stimmungen über die Behandlung der Verbindlichkeiten 
in Aussicht gestellt. In ähnlicher Weise spricht sich 
Art 9 des Gesetzes Nr 32 aus. Daher ist davon auszuge­
hen, daß die Verbindlichkeiten der Zweitbeklagten - und
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damit auch ihre Verpflichtungen aus dem mit den Klä­
gern geschlossenen Pachtverträge - bis zu einer ander­
weitigen Regelung fortbestehen. Daran würde es nichts 
ändern, wenn der Drittbeklagte für diese Verbindlich­
keiten unter dem Gesichtspunkt der Vermögensübernahme 
(§ 419 BGB) mithaften würde. Vor allem aber treffen 
beide Gesetze über das Schicksal der betroffenen Un­
ternehmen Bestimmungen, aus denen mit Sicherheit ge­
schlossen werden kann, daß der Gesetzgeber von dem 
einstweiligen Fortbestand dieser Unternehmen ausgeht. 
Nach Art 6 Ziff 7 des Gesetzes Nr 24 und ebenso nach 
Art 5 des Gesetzes Nr 32 sollen in Betrieb befindli­
che Unternehmen als Ganzes unter Einschluß ihrer flüs­
sigen Mittel verkauft werden; andere (also nicht in Be­
trieb befindliche) Unternehmen sollen entsprechend den 
Vorschriften des deutschen Rechtes aufgelöst und li­
quidiert werden (Art 6 Ziff 8, Art 8 des Ges Nr 24»
Art 12 Abs 1 des Ges Nr 32). Daß «Unternehmen” hier 
nicht im Sinne der technischen Betriebseinheit zu ver­
stehen ist, sondern juristische Personen wie die Zweit­
beklagte einschließt, ergibt die in Art 19 c) des Ges 
Nr 32 gegebene Begriffsbestimmung. Liquidation wie Ver­
kauf des Unternehmens als Ganzes setzen aber notwendig 
voraus, daß das Unternehmen noch besteht. Es kann da­
her nicht angenommen werden, daß die beiden erwähnten 
Gesetze den Untergang der Zweitbeklagten als Rechts­
persönlichkeit herbeigeführt haben. Infolgedessen 
kommt auch ein Erlöschen der ihr aus dem Pachtvertrag

ji ' 1
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zustehenden Rechte nicht in Betracht. Auch unter die­
sem Gesichtspunkt ist der Fortbestand des Pachtverhält­
nisses, nicht in Zweifel zu ziehen.

4

6. Der Hauptangriff der Revision richtet sich dage­
gen, daß das -Berufungsgericht die Auflösung des Pacht­
vertrages infolge V/egfalls der Geschäftsgrundlage ver­
neint habe.

Ob neben den im Mieterschutzgesetz vorgesehenen 
Aufhebungsgründen die Auflösung eines Miet- oder Pacht­
verhältnisses aus Gründen des allgemeinen bürgerlichen 
Rechtes überhaupt anerkannt werden kann oder cp die 
Aufhebungsgründe der § § 2 - 4  MSchG erschöpfend sind,
•ist zweifelhaft. Die Ansichten hierüber sind geteilt.
Rin Rücktritts- oder Kündigungsrecht wegen Wegfalls 
der Geschäftsgrün,dläge anzuerkennen, ist in besonderem 
Grade bedenklich. Hätten die Parteien die Portdauer 
der überragenden Stellung der Zweitbeklagten in der 
deutschen Pilmwirtschaft in den Inhalt des -Vertrages 
aufgenommen und für den Pall, daß diese besondere Stel­
lung der Zweitbeklagten während der Dauer des Vertrags­
verhältnisses ende, ein Rücktritts- oder Kündigungs­
recht* vereljibart, so würde §-1 Abs 3 MSchG der Ausü­
bung dieses Rechtes gegen den Willen der Pächterin 
entgegenstehen. Es ist schwerlich angängig, einer still­
schweigenden -Voraussetzung, auf der als Geschäftsgrund­
lage der Vertrag beruht r stärkere Wirkungen für den Be-
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stand des Vertragsverhältnisses einzuräumen als einer 
Voraussetzung, die ausdrücklich zum Vertrags Inhalt er­
hoben worden ist. Doch bedarf es einer Entscheidung 
dieser Frage nicht, denn der vom Berufungsgericht fest­
gestellte Sachverhalt rechtfertigt es, mit dem Beru­
fungsgericht das Recht der Kläger, wegen Wegfalls der 
Geschäftsgrundlage durch Rücktritt oder Kündigung sich 
von dem Vertrag zu lösen, zu verneinen.

Geschäftsgrundlage eines Vertrages sind die bei sei­
nem Abschluß zutage getretenen, dem Geschäftsgegner er­
kennbaren Vorstellungen des einen Vertragsteils oder 
die gemeinsamen Vorstellungen beider Vertragsteile über 
das Vorhandensein oder den künftigen Eintritt oder Fort­
bestand gewisser Umstände, auf denen der Geschäftswille 
der Farteien sich aufbaut. Das Berufungsgericht unter­
stellt, daß die besondere Bedeutung der Zweitbeklagten 
in der deutschen Filmwirtschaft Geschäftsgrundlage des 
Pachtvertrages gewesen und daß diese Geschäftsgrundla- 
ge infolge der seit dem Zusammenbruch eingetretenen 
Veränderungen ihrer Struktur und Bedeutung weggefallen 
sei. Hiegegen haben die Beklagten keine Einwendungen 
erhoben. Aber den Klägern müsse, so meint das Berufungs­
gericht weiter, zugemutet werden, trotz dieses Ytegfalls 
der Geschäftsgrundlage am Vertrage festzuhalten. Durch 

- die Gesetzgebung der Besatzungsmächte sei die gesamte 
Struktur der deutschen Filmwirtschaft von Grund auf um­
geformt worden. Unternehmen, die der früheren Ufa an
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Macht und wirtschaftlicher Bedeutung ähnlich seien, 
gehe es nicht mehr; sie seien gesetzlich verboten. Die 
Zumutbarkeit sei nach den heutigen Verhältnissen zu be­
urteilen; daß die früheren Verhältnisse sich geändert 
hätten und voraussichtlich nicht wiederkehren würden, 
vermöge ein Rücktritts- oder Kündigungsrecht nicht zu 
begründen. Die Kläger müßten die folgen des verlorenen 
Krieges in Kauf nehmen; eine besondere Last werde ih­
nen nicht auferlegt, wenn sie an dem Vertrage festge­
halten würden.

Diesen Ausführungen ist im wesentlichen beizutre­
ten. Es entspricht der festen Rechtsprechung des Reichs­
gerichts und des Obersten Gerichtshofes für die Briti­
sche Zone wie auch des Bundesgerichtshofs (vgl neuer­
dings BGHZ 2, 176 /T8£7), daß der Wegfall der Geschäfts­
grundlage eines Vertrages nicht ohne weiteres zu einer 
Auflösung des Vertragsverhältnisses Anlaß gibt. Diese 
Folge kann eine Partei aus dem Wegfall der Geschäft3- 
grundlage nur dann in Anspruch nehmen, wenn ihr die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht mehr zuge- 
mutet werden kann, sodaß der Vertragsgegner gegen Treu 
und Glauben verstößt, wenn er sie am Vertrage festhal- 
ten will. Ob diese Voraussetzung gegeben ist, ist weit­
hin eine Tatfrage, deren Nachprüfung in der Revisionsin- 

. stanz nur beschränkt möglich ist.

Die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses kann den 
Klägern allerdings nicht schon deswegen zugemutet wer-
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den, weil sie die allgemeinen Folgen des verlorenen 
Krieges eben auch tragen müssen. Die Revision weist 
mit Recht darauf hin, daß die Kläger sich gerade nicht 
auf die allgerneinen Kriegsfolgen berufen, um die Lösung 
des Vertragsverhältnisses zu rechtfertigen, sondern daß 
ihr Vorbringen dahin geht, die Zweitbeklagte sei durch 
die Ereignisse in besonderer Weise, und zwar gerade in 
ihrer Eigenschaft als Pächtei-in, beti’offen worden, und 
dadurch würden auch sie, die Kläger, in besonderer Wei­
se in llitleidenschaft gesogen. Diesem Vorbringen wird 
der Hinweis des Berufungsurteils auf die allgemeinen 
Kriegsfolgen nicht gerecht. Das Berufungsgericht legt 
aber das entscheidende Gewicht auch nicht darauf, son­
dern auf die von ihm eingehend erörterten besonderen 
Folgen, die sich aus der Veränderung der Umstände für 
die Kläger ergeben.

Das Berufungsgericht prüft unter diesem Gesichts­
punkt vor. allem die Entwicklung der Palast-Lichtspiele 
in den letzten Jahren. Es stellt fest, die Besucherzah­
len hätten sich durchaus befriedigend entwickelt; die 
den Klägern gezahlten Pacht summen hätten steigende Ten­
denz, die Garantiesumme von 36.000 Kl jährlich sei im 
Jahre 1949 um fast 29.000 Kl überschritten worden.
Selbst wenn man unterstellt, daß diese günstige Gestal­
tung der Einnahmen cum Teil auf eine Erhöhung der Ein­
trittspreise zurückzuführen ist, rechtfertigen sowohl 
die Höhe der Einnahmen wie die befriedigende Entwicklung
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der Besucherzahl die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß eine Gefährdung des Vertragszweckes nicht in Er­
scheinung getreten sei. Begründet erscheint auch der 
in den Berufungsurteil gezogene Schluß, daß die von 
den Klägern behaupteten Mängel in der Versorgung mit 
Filmen, in der technischen Entwicklung der Vorführein­
richtungen und in der Außenreklame keine ins Gewicht 
fallende Bedeutung gehabt hatten. - Die Kläger hatten 

- vergetragen, daß sie günstigere Ergebnisse erzielt ha- 
ben würden, wenn sie das Theater in eigener Regie be­
trieben oder es anderweit verpachtet hätten. Das Beru­
fungsgericht unterstellt dies, hält aber mit Recht da­
für, daß die Kläger nicht verlangen könnten, von dem '.*£ 
Arertrage frei zu werden, nur, um eine günstige Kon­
junktur wahrnehmen zu können. Die Kläger haben weiter 
die Befürchtung geäußert, daß die Eignung der Beklag­
ten zum Betriebe des Theaters im Zuge der Durchführung 
der Entflechtungsmaßnahmen noch weiter zurückgehen und 
der Ruf des Theaters darunter leiden werde; sie sind 
der Ansicht, es müsse ihnen gestattet werden, den Be­
trieb selbst wieder zu übernehmen, solange der jetzt 
noch vorhandene Ruf des Theaters noch nicht durch eine 
solche vorauszusehende schlechte Betriebsführung Scha­
den erlitten habe. Die Beklagten haben dem mit Recht 
entgegengehalten, daß erst die bisherige Betriebsfüh­
rung der Zweitbeklagten den Ruf des Theaters begründet 
habe; die Kläger könnten nicht beanspruchen*, die durch* 
die Leistlingen der Zweitbeklagten geschaffene günstige
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Position für sich selbst auszunützen, statt den Vertrag 
auszuhalten. In all diesen Punkten ist die Beurteilung 
der Verhältnisse durch das Berufungsgericht rechtlich 
nicht zu beanstanden.

Die Angriffe der Revision berücksichtigen nicht, 
daß die Auflösung eines Vertrages wegen Uegfalls der Ge­
schäftsgrundlage ein außerordentlicher Behelf ist, der 
nur dann Platz greifen kann, wenn die Entwicklung der 
Verhältnisse zu untragbaren Ergebnissen für die Partei 
führt, welche die Auflösung des Vertrages verlangt. Der 
Senat hat bereits in der Entscheidung V ZR 86/50 vom 
15. Juni 1951 (HJU 51» 836) ausgesprochen, die Auflö­
sung eines Kartells im Zuge von Entflechtungsmaßnahmen 
der Besatzungsmächte könne die Annahme rechtfertigen, 
daß für Verträge der Kartellmitglieder mit Dritten die 
Geschäftsgrundlage weggefallen sei (Außenwirkung der 
Dekartellisierung); aber auch in einem solchen Palle 
müsse geprüft werden, ob nicht den Beteiligten zuzumu­
ten sei, den Vertrag trotzdem durchzuführen. Die Zahl 
der gewerblichen Unternehmungen, die durch den Krieg 
und die nachfolgenden Ereignisse schwer geschädigt 
worden sind und tiefgreifende Strukturwandlungen erfah­
ren haben, iBt groß; in zahlreichen Fällen sind gerade 
größere Unternehmungen durch Demontage-, Dekartellisie- ; 
rungs- oder Dezentralisierungsmaßnahmen der Besatzungs- 
mächte berührt und in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
in ähnlicher Ueise betroffen worden wie die Zweitbeklag-
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te. Wollte man in allen diesen Fällen den Vertrags­
gegnern dieser Unternehmungen das Recht einräumen, 
wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage laufende Ver­
träge aufzulösen, so wäre eine unerträgliche Rechts- 
i’nsicherheit die Folge. Zs ist durchaus zu billigen, 
wenn das Berufungsgericht an die Voraussetzungen 
für eine Aufhebung laufender Verträge einen stren­
gen Llaßstab angelegt bat. Entscheidend ist, ob die 
bereits angeordneten und die noch zu erwartenden 
Entflechtungsmaßnahmen den Geschäftsbetrieb der 
Zweitbeklagten so sehr beeinträchtigt haben, daß 
den Klägern die Fortsetzung des Pachtverhältnisses 
nicht zugemutet werden kann. Dem Berufungsgericht 
ist darin beizutreten, daß das bisherige Ergebnis 
der letzten Geschäftsjahre diese Annahme nicht 
rechtfertigt. Welche Auswirkungen die Durchführung 
der Entflechtung in Zukunft haben wird, ist noch 
nicht zu übersehen, 8ber Jedenfalls reicht die blos­
se Möglichkeit, daß die Betriebsführung der Palast- 
lichtspiele nachlassen werde, nicht aus, die Auflö­
sung des Vertrages begründet erscheinen zu lassen.

Die Angriffe der Revision gegen das Berufungs­
urteil sind somit auch hinsichtlich der Zweit- und 
Drittbeklagten unbegründet. Die Revision war daher

.
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in vollem Umfange mit der aus § 97 ZPO sich ergehen­
den Kostenfolge zurückzuv/eisen.

Dr. Pritsch Dr. Tasche Dr. Heck

Schuster Dr. Oechßler
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